
4. Kap.— gerichtliches Verfahren 1

(2) Das Gericht hat die Hauptverhandlung 
in sozialistischen Betrieben, Genossenschaf­
ten, Einrichtungen und in Wohngebieten 
durchzuführen, wenn dadurch in beson­
derem Maße die Mobilisierung gesellschaft­
licher Kräfte zur Verhütung von Straftaten 
und anderen Rechtsverletzungen und zur 
Beseitigung ihrer Ursachen und Bedingun­
gen erreicht werden kann.

Anmerkung: Vgl. auch Ziff. 1.2. der RL des 
Plenums des OG zur Rechtsprechung bei 
der Durchsetzung von Schadenersatzan­
sprüchen (abgedr. als Anm. nach § 198 
StPO).

(3) Die Hauptverhandlung ist spätestens 
vier Wochen und bei jugendlichen Ange­
klagten innerhalb von drei Wochen nach 
Eingang der Anklageschrift bei Gericht 
durchzuführen. Kann die Frist wegen be­
sonderer Hinderungsgründe nicht eingehal­
ten werden, sind diese vom Vorsitzenden 
in den Akten zu vermerken.

Anmerkung: Vgl. auch Ziff. 14. Satz 1 und 
Ziff. 15. (1. Abs.) des PrBOG zur höheren 
Wirksamkeit des Strafverfahrens (abgedr. 
als Anm. nach den §§202 und 222 StPO).

§202
Ladungen und Benachrichtigungen
(1) Das Gericht nimmt die für die Haupt­
verhandlung erforderlichen Ladungen vor 
und veranlaßt, daß die Beweismittel zur 
Hauptverhandlung zur Verfügung stehen. 
Mit der Ladung teilt das Gericht dem 
Staatsanwalt, dem Angeklagten und dessen 
Verteidiger mit, wer als Zeuge, Sachver­
ständiger oder Kollektivvertreter zur 
Hauptverhandlung geladen wird und 
welche anderen Beweismittel herangezogen 
werden sollen.
(2) Im Verfahren gegen Jugendliche sind 
auch die Eltern oder sonstige Erziehungs­
berechtigte zu laden, wenn nicht die 
Gründe des §70 Absatz 4 dem entgegen­
stehen. Ist gemäß § 71 Absatz 1 die Mit­
wirkung der Organe der Jugendhilfe not­
wendig, sind sie zu laden.
(3) Ist anzunehmen, daß sich die Haupt­
verhandlung auf längere Zeit erstreckt, soll 
das Gericht bestimmen, daß sämtliche oder 
einzelne Zeugen und Sachverständige zu 
einem späteren Zeitpunkt als dem Beginn 
der Hauptverhandlung geladen werden.

(4) Der Geschädigte ist vom Termin zur 
Hauptverhandlung zu benachrichtigen.

Anmerkung: Vgl. auch Ziff. 14. des PrBOG 
vom 7. 2.1973 zur höheren Wirksamkeit des 
Strafverfahrens (NJ 1973 H. 5 Beil. 1/73). 
Sie lautet:
„14. Der Termin zur Durchführung der 
Hauptverhandlung ist unter Beachtung des 
§ 204 StPO zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
anzuberaumen.
Dabei sind die Zeugen zu laden, deren 
Aussagen für die Feststellung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit den höch­
sten Informationsgehalt haben.
Liegt ein Geständnis vor, für dessen Rich­
tigkeit andere im Ermittlungsverfahren 
gesicherte Beweise sprechen, ist zu prüfen, 
ob es über die evtl, beabsichtigte Verwer­
tung anderer Beweismittel hinaus noch der 
Ladung von Zeugen bedarf. Das wird ins­
besondere dann der Fall sein, wenn
— zwischen dem Geständnis des Angeklag­

ten und anderen Beweismitteln Abwei­
chungen über bedeutsame Tatumstände 
bestehen,

— über die Tatbestandsmäßigkeit einer 
Handlung hinaus wichtige, insbesondere 
für die Strafzumessung relevante Tat­
sachen der weiteren Klärung bedürfen.

Sachverständige, die ein schriftliches Gut­
achten abgegeben haben, sind zur Haupt­
verhandlung nur unter den in Ziff. 8 des 
Beschlusses des Präsidiums des Obersten 
Gerichts vom 7. Februar 1973 zur Arbeits­
weise bei der Einholung und Prüfung 
psychiatrischer und psychologischer Sach­
verständigengutachten genannten Gesichts­
punkten zu laden.“
(Dieser PrBOG ist auszugsw. abgedr. als 
Anm. nach §§ 39, 40, 42, 43, 199 und 228 
StPO).
„Die Mitwirkung der von den Kollektiven 
aus dem Arbeits- und Lebensbereich des 
Angeklagten beauftragten Vertreter sowie 
der gemäß . § 197 StPO zugelassenen ge­
sellschaftlichen Ankläger oder Verteidiger 
ist zu sichern.“

§203
Ladung des Angeklagten
(1) Der Angeklagte wird durch Zustellung 
geladen; dabei ist der nicht inhaftierte An­
geklagte darauf hinzuweisen, daß im Falle 
seines unentschuldigten Ausbleibens seine 
Vorführung erfolgen wird.
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